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Redaktionelle Vorbemerkung 


      


    Dieser Sammelband fasst den Inhalt der Jahresbände „Niedergang“, „Verlorenes Land“, „Narrenschiff Deutschland“ und „Blindensturz“ zusammen, ergänzt um aktuelle Beiträge, die erst nach Veröffentlichung des letzten Bändchens erschienen sind.  


      


      


    Man verdirbt einen Jüngling am sichersten, wenn man ihn anleitet, den Gleichdenkenden höher zu achten, als den Andersdenkenden. 


    Friedrich Nietzsche 
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    In diesem Jahr ließ Bundeskanzlerin Merkel ohne Parlamentsbeschluss und gegen den Rat der Sicherheitsbehörden die Grenzen der Bundesrepublik Deutschland für jedermann öffnen. Etwa 70 Prozent der inzwischen 1,8 Millionen Zuwanderer verschleierten nach Aussage von Ex-Verfassungsschutzpräsident Maaßen bei der Einreise ihre Identität. 
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 Asylpolitik: Nicht sein kann, was nicht sein darf 


    Kriminalstatistik widerlegt die Propagandabehauptungen von Rot-Grün 


      


    Nicht erst seit der jüngsten dramatischen Zunahme der Asylbewerberzahlen bewegt das Thema Kriminalität und innere Sicherheit die Bürger in zunehmendem Maße. Manchmal sind es eigene Wahrnehmungen, häufiger die Berichte von Anwohnern der entsprechenden Unterkünfte, Kurzmeldungen in der Lokalpresse und Informationen in den sozialen Medien, die den Eindruck einer rapide ansteigenden Kriminalität vermitteln. Werden diesbezügliche Befürchtungen jedoch zum Beispiel bei Demonstrationen öffentlich artikuliert, ergießt sich sofort eine Flut von empörten Zurückweisungen seitens Politik und Medien über die Urheber, zumeist verbunden mit der Unterstellung von Rassismus und Ausländerfeindlichkeit. 


    Verharmlosungen und Relativierungen sind dabei an der Tagesordnung, wobei die Tatsachen nicht selten ignoriert oder gar in ihr Gegenteil umgedeutet werden. Federführend auf diesem Sektor sind neben den einschlägigen Lobbyistenorganisationen vor allem die „Grünen“ und die SED-Nachfolger, deren Verlautbarungen an Selbstgewissheit nichts zu wünschen übriglassen. 


    So kommt die sächsische Grünen-Abgeordnete Eva Jähnigen in einer Pressemitteilung zu folgenden kühnen Aussagen: „Tatsächlich stieg die Anzahl der Straftaten von sogenannten Intensivtätern in den letzten Jahren zwar an. Bei genauem Hinsehen wird jedoch deutlich, dass Asylbewerber nicht häufiger straffällig sind als sächsische Bürgerinnen und Bürger. Wie das sächsische Innenministerium per Twitter-Meldung – und leider nicht auf meine Kleine Anfrage – mitteilte, wurden die 1.635 Mehrfach-Straftaten durch lediglich 162 Tatverdächtige begangen“, wobei sie die Begründung für das angebliche „Deutlichwerden“ allerdings vermissen lässt. Es findet sich auch kein Hinweis darauf, auf welcher statistischen Basis ihre Behauptung beruht. 


    Noch eine Spur dreister behauptet die brandenburgische Linkspartei ebenso wie die sächsische unter der Überschrift „Fakten gegen Vorurteile“ wörtlich: „Die Sicherheitsbehörden weisen darauf hin, dass Kriminalität unter Asylsuchenden nicht stärker ausgeprägt ist als im Durchschnitt der Gesamtbevölkerung. Die Lageeinschätzung ist entgegen vieler Befürchtungen einhellig: Flüchtlingsunterkünfte sind keine Kriminalitätsschwerpunkte, und die Kriminalität steigt durch die Errichtung von Unterkünften für Flüchtlinge in deren Umgebung nicht.“ 


    „Ach ja?“, möchte man meinen. „Da habe ich mich wohl von Einzelfällen täuschen lassen...“ Das Problem ist nur: Nichts davon ist wahr. Falls „Sicherheitsbehörden“ tatsächlich derartige Aussagen getroffen haben, kennen sie ihre eigenen Statistiken nicht. Eine aktuelle Anfrage der „Rheinischen Post“ beim Bundeskriminalamt führte nämlich zu folgender Antwort: „Der Anteil der von Asylbewerbern begangenen Straftaten an der Gesamtkriminalität hat sich binnen drei Jahren von 3,7 auf 7,7 Prozent mehr als verdoppelt. Das geht aus einer Auswertung des Bundeskriminalamtes hervor, die der in Düsseldorf erscheinenden ‚Rheinischen Post‘ vorliegt. Als Tatverdächtige ermittelte die Polizei im vergangenen Jahr 38.119 Asylbewerber gegenüber 15.932 drei Jahre zuvor. Einen starken Anstieg gab es bei den Körperverletzungen (von 3.863 auf 9.655) und bei den Ladendiebstählen (von 4.974 auf 13.894). Die Zunahme der Gewalttaten hat nach Behördenangaben auch mit der Situation in den Flüchtlingsheimen selbst zu tun. Die Gewalt sei nicht ausschließlich gegen die übrige Bevölkerung gerichtet, sondern in überfüllten Unterkünften komme es immer wieder zu Aggressionen unter den Asylbewerbern selbst.“ 


    Nun weiß ich nicht, inwieweit Mitglieder der Linken oder der „Grünen“ im Umgang mit Statistiken bewandert sind, aber für mich sind 7,7 Prozent Anteil an der Gesamtkriminalität bei einem Bevölkerungsanteil von deutlich unter einem Prozent der Beleg dafür, dass die Kriminalität von Asylbewerbern um ein Mehrfaches höher ist als die des Bevölkerungsdurchschnitts! 


    Das heißt im Klartext: Linke und grüne Politiker täuschen die Bevölkerung über das Ausmaß der gegenwärtigen und noch zu erwartenden Kriminalität durch Asylbewerber, die im übrigen weiterhin zu einem signifikanten Anteil aus der Balkanregion nach Deutschland strömen, obwohl die Anerkennungsrate des vorgegebenen Asylgrundes deutlich unter einem Prozent liegt. Nun mag man es als tröstlich empfinden, dass „die Gewalt nicht ausschließlich gegen die übrige Bevölkerung“ (also jene, die den Aufenthalt dieser Klientel über ihre Steuern finanzieren) gerichtet ist, sonderlich beruhigend ist diese Auskunft keineswegs. Und ein gutes Omen für die künftige Entwicklung dieses Gemeinwesens erst recht nicht. 


    Eines allerdings ist sicher: Mit Beschwichtigungen, Ablenkungsmanövern und ideologisch begründeter Faktenresistenz werden Politik und Medien dem Problem kaum beikommen. 


    








   









1. September 2015 


      


   






 Flüchtlingselend: Die Krokodilstränen der Brandstifter 


      


    In den letzten Tagen und Wochen häufen sich in den Medien die Berichte über Flüchtlingsschicksale auch und insbesondere im Hinblick auf den Bürgerkrieg in Syrien. Der naive Beobachter könnte meinen, die Mediengewaltigen hätten plötzlich ihr Herz für die Betroffenen entdeckt und beeilten sich nun angesichts der dramatischen Flüchtlingsströme, das lange Zeit Versäumte nachzuholen. 


    Doch wer das Geschehen im Nahen und Mittleren Osten in den letzten Jahren aufmerksam verfolgt hat, weiß, dass dieser Eindruck trügt. Der Terrorkrieg gegen Syrien geht inzwischen in das fünfte Jahr, und über Jahre war der Terror der vom Ausland finanzierten und ausgerüsteten „Rebellen“ gegen die syrische Bevölkerung für die hiesigen Medien kein Thema, von Empathie für die Opfer ganz zu schweigen. Priorität hatte und hat ein ganz anderes Ziel: der Sturz der Regierung Assad, der man mit allen Mitteln der psychologischen Kriegsführung die alleinige Schuld an der Tragödie zuschob. Wie schon bei der Zerstörung Libyens waren dafür keine Lüge und Verdrehung zu schäbig (wer erinnert sich nicht an den Vorwurf, die libysche Führung statte die eigenen Soldaten mit Viagra zum Zwecke von Massenvergewaltigungen aus?), und so ergoss sich ein propagandistisches Dauerfeuer über das Publikum, das einzig das Ziel hatte, die Regierung Assad zu dämonisieren und die eigene Unterstützung für dubiose und keineswegs demokratische Rebellengruppen zu rechtfertigen. 


    Dass bei den angeblich friedlichen Demonstrationen der Opposition reihenweise Polizisten erschossen wurden, erfuhr der Leser, wenn überhaupt, nur aus ausländischen Publikationen. So berichtete das israelische Portal Arutz Sheva bereits im März 2011 von einer Demonstration in Dar‘a, bei der sieben Polizisten von den laut bundesdeutschen Medien „friedlichen Demonstranten“ erschossen worden waren. Auch von den Gräueltaten der von den Musterdemokratien Saudi-Arabien und Katar sowie dem NATO-Partner Türkei und einschlägigen westlichen Geheimdiensten finanzierten und bewaffneten Terrorbanden an der syrischen Zivilbevölkerung erfuhr der bundesdeutsche Medienkonsument so gut wie nichts, und wenn sich ein Massaker gar nicht mehr verheimlichen ließ, wurde es prompt und unverfroren Assad-treuen Kräften angelastet. 


    Derweil unterstützte auch die Bundesrepublik Deutschland über die sogenannten „Freunde Syriens“ (ein zynischerer Euphemismus ist kaum vorstellbar; genauso gut hätten sich die Osmanen als „Freunde Armeniens“ bezeichnen können) nach Kräften die Rebellen/Terroristen unter anderem durch BND-Informationen, die von „befreundeten“ Geheimdiensten an die militanten Milizen weitergeleitet wurden. Waffenlieferungen an die Rebellen lehnte die Bundesregierung zwar offiziell ab, aber da man gleichzeitig ganze Berge von Waffen an das saudische Feudalregime lieferte, dürfte das ein reines Lippenbekenntnis gewesen sein. 


    In all diesen Jahren erschien in den Medien so gut wie kein Bericht über die Lage der Zivilbevölkerung in Syrien oder die Stimmung in der Bevölkerung außerhalb der Rebellengebiete. Mitgefühl mit den Opfern des Terrors dschihadistischer Mörderbanden? Fehlanzeige. Das änderte sich erst langsam, als sich der Islamische Staat (IS), den es ohne die Duldung und Unterstützung des Westens und seiner Verbündeten gar nicht gäbe, über weite Teile des Irak und Syriens ausbreitete und schließlich sogar die irakischen Ölfelder einzunehmen drohte. Plötzlich wurden die USA, die den Aufstieg des IS gemäß kürzlich veröffentlichter Pentagon-Dokumente in der Hoffnung auf einen Sturz Assads wohlwollend toleriert und begleitet hatten, aktiv und kündigten vollmundig an, die Dschihadisten nunmehr militärisch bekämpfen zu wollen. Wie wenig ernst das gemeint war und ist, zeigt der ungehinderte Vormarsch endloser Kolonnen von IS-Kämpfern über freies und ungedecktes Gelände auf die syrische Weltkulturerbestadt Palmyra, die schließlich von den Dschihadisten erobert wurde mit den üblichen Massakern an gefangenen Soldaten und Zivilisten und der Zerstörung unwiederbringlicher Kulturgüter im Gefolge. 


    Dass all diese Verbrechen ohne die Einmischung des Westens und seiner Handlanger in den syrischen Konflikt mit propagandistischer Unterstützung einer von allen moralischen Skrupeln befreiten Medienlandschaft niemals hätten stattfinden können, würden die Schreibtischtäter in den bundesdeutschen Redaktionsstuben natürlich energisch bestreiten, was allerdings nichts an den Tatsachen ändert. 


    Wie unhaltbar die eigene Position im Syrien-Konflikt allerdings inzwischen geworden ist, erhellt ein für viele – auch für mich – überraschender Tagesschau-Kommentar, in dem es unter anderem wörtlich hieß: „Zum Beispiel in Syrien, wo diese Bundesregierung die Politik eines türkischen Präsidenten unterstützt, der islamistische Mörderbanden mit Waffen versorgt. Mörderbanden, vor denen Hunderttausende nach Europa fliehen.“ Ach ja? Und das haben die Herrschaften beim Staatsfunk erst heute bemerkt? Und sind es tatsächlich nur Erdogan und die Türkei, die islamistische Mörderbanden unterstützen? 


    In London platzte erst kürzlich ein Prozess gegen einen mutmaßlichen Terrorunterstützer, weil die Verteidigung nachweisen konnte, dass der britische Geheimdienst MI6 die gleiche Terrorgruppe unterstützte wie der Angeklagte, und es ist ein offenes Geheimnis, dass CIA und MI6 über eine sogenannte „Rattenlinie“ tonnenweise Waffen von Libyen (das ist ein weiterer failed state in der Region, der seine Entstehung dem segensreichen Wirken des Westens verdankt) nach Syrien verbracht hat. Davon dürfte der mediengebildete Bundesbürger allerdings bis heute kaum etwas erfahren haben. 


    Ist es vor diesem Hintergrund wahrscheinlich, dass die hiesigen Medien plötzlich ihr Herz für das notleidende syrische Volk entdeckt haben und nun in sich gehen und die tatsächlichen Verhältnisse offenlegen? Die Antwort lautet schlicht und ergreifend: nein. Medien haben kein Herz; sie erfüllen einen Auftrag. Und dieser Auftrag ist derzeit eindeutig innenpolitischer Natur. Durch die Dauerpräsentation tragischer Flüchtlingsschicksale soll Kritik an der Asylpolitik beziehungsweise Nicht-Politik der Bundesregierung delegitimiert werden. Dazu wurde eigens die mediale Sprachregelung via dpa geändert. „Asylkritiker“ gibt es nicht mehr, dafür aber „Fremdenfeinde“, „Rassisten“ und natürlich „Nazis“. Wer sich kritisch zur aktuellen Flutung des Landes mit illegalen Einwanderern aus aller Welt äußert, ist ein Unmensch, Egoist, Rassist, kurzum „Pack“ und darf als solches behandelt werden. Und so wird heute das Leid des syrischen Volkes, zu dem die politisch und medial Verantwortlichen dieses Landes nachhaltig beigetragen hat, instrumentalisiert, um die eigene Bevölkerung zu indoktrinieren und auf Linie zu bringen. Dafür gibt es in meinen Augen keine Entschuldigung, nicht einmal die, im Auftrag gehandelt zu haben. 


      


    








   









18. September 2015 


      


   






 Merkels Asyl-Alleingang: Auch in London greift man sich an den Kopf 


      


    In den letzten Tagen und Wochen platzten die bundesdeutschen Medien beinahe vor Stolz, wie großartig doch die Welt Deutschlands und insbesondere Frau Merkels Einsatz für Flüchtlinge finde, der für Europa vorbildhaft sei. Kritische Stimmen wurden verschwiegen oder verschämt in ein paar Nebensätzen abgetan. Die Kampagne erinnerte einmal mehr an die verblichene DDR, in der die Staatsmedien auch gern über die angebliche internationale Anerkennung besagten Gemeinwesens schwadronierten. 


    Unterzieht man sich allerdings die Mühe, den medialen Behauptungen auf den Grund zu gehen, ergibt sich ein völlig anderes Bild. Deutschland und die Bundesregierung sind in Europa isoliert, nicht nur in den Ostblockstaaten, sondern auch in Ländern wie Frankreich und Großbritannien, denen nicht zu Unrecht Böses schwant. 


    Symptomatisch für diese kritische Haltung ist ein Kommentar des renommierten Londoner „Spectator“, der unter der Überschrift: „Merkels Effekthascherei bezüglich syrischer Flüchtlinge wird zu vielen weiteren Todesfällen auf See führen“ hart mit der Charme-Offensive der Bundeskanzlerin ins Gericht geht. Illustriert wird der Beitrag mit einer Karikatur, die Frau Merkel mit Harfe und schwarz-rot-goldener Schärpe als Loreley zeigt, umgeben von angelockten gekenterten Schiffen und ertrinkenden Menschen. 


    Es ist kein kleines Kaliber, das Autor James Forsyth da auffährt, aber seine Argumentation ist ebenso rational wie nachvollziehbar: „Von all den unverantwortlichen Entscheidungen, die in den letzten Jahren von europäischen Politikern gemacht wurden, verursachen nur wenige so viel menschliches Elend wie Angela Merkels Plan, syrische Flüchtlinge in Deutschland willkommen zu heißen. Was als aufgeklärte moralische Führung gefeiert wird, ist in Wirklichkeit das Ergebnis der Panik und Konfusion. Ihre Ankündigung wird weitere Tausende in die Hände skrupelloser Menschenhändler locken. Ihr Beharren darauf, dass der Rest des Kontinents die Last teilen solle, wird politische Instabilität dazufügen. Merkel hat eine schreckliche Situation noch schlimmer gemacht.“ 


    Im weiteren weist der Autor nach, dass es überwiegend Menschen aus den Lagern in den Nachbarländern Syriens sind, die sich angelockt von Frau Merkels großzügigen Versprechungen und Begrüßungsplakate schwenkenden Deutschen auf den Weg nach Norden machten, und argumentiert, dass es viel konstruktiver wäre, die Lebensverhältnisse in diesen Lagern zu verbessern als einen durch Smartphone- und Internet-Informationen gespeisten unbeherrschbaren Massen-Exodus nach Europa zu initiieren.  


    Merkels Politik würde zudem eine Erholung Syriens nach dem Bürgerkrieg erschweren, da überwiegend Wohlhabende abwanderten, die die Schlepper bezahlen könnten. Außerdem stärke die Flüchtlingsinvasion rechte Nationalisten in Europa. Er zitiert weiter einen Vertrauten aus der Umgebung von Premierminister Cameron, der Merkels Politik mit folgenden Worten beschreibt: „Das hat mehr mit dem zu tun, was vor 70 Jahren in Europa passiert ist, als mit dem, was heute geschieht.“ 


    Forsyth schließt mit einem deprimierenden Fazit: „Frau Merkels Aktionen werden jetzt schwer zu korrigieren sein: Ihre Worte können nicht zurückgenommen werden. Sie hat ein Problem, das uns Jahre und Jahrzehnte beschäftigen wird, verschärft. Mehr als 40 Prozent der Personen, die einen Asylantrag in Deutschland in der ersten Hälfte des Jahres gestellt haben, kommen aus dem ehemaligen Jugoslawien, wo der letzte Krieg vor 14 Jahren endete. Dies alles zu beherrschen, erfordert wahre Staatskunst, die bei dem, was sie tut, die Konsequenzen bedenkt. Merkel versagt bei dieser Herausforderung spektakulär.“ 


    Dem ist wenig hinzuzufügen, außer dass Großbritannien durch seine Insellage vor einigen der fatalsten Auswirkungen des unverantwortlichen Handelns der Bundesregierung geschützt bleibt. Die Bürger dieses Landes sind ihnen jedoch ausgeliefert, solange sie sich nicht entschiedener der ideologisch motivierten Chaospolitik entgegenstellen und Frau Merkel und ihren Claqueuren klarmachen, dass ihre Geduld am Ende ist. 


      


    








   









13. Oktober 2015 


      


   






 Syrien-Konflikt: Die Maske fällt 


    Die Bundesregierung im Schulterschluss mit den Paten des Terrors 


      


    Am 2. Oktober 2015 veröffentlichte das Auswärtige Amt eine „Gemeinsame Erklärung zum Militäreinsatz Russlands in Syrien“ mit folgendem Wortlaut: „Wir, die Regierungen von Frankreich, Deutschland, Katar, Saudi-Arabien, der Türkei, Großbritannien und den Vereinigten Staaten von Amerika stellen angesichts der jüngsten Militäraktionen der Russischen Föderation in Syrien folgendes fest: Wir bringen unsere tiefe Besorgnis zum Ausdruck in Bezug auf die russische militärische Aufrüstung in Syrien und vor allem die Angriffe der russischen Luftwaffe auf Hama, Homs und Idlib seit gestern, die zu zivilen Opfern geführt und nicht Daesh zum Ziel hatten. Diese militärischen Aktionen stellen eine weitere Eskalation dar und fördern nur mehr Extremismus und Radikalisierung. Wir fordern die Russische Föderation auf, unverzüglich ihre Angriffe auf die syrische Opposition und die Zivilbevölkerung einzustellen und ihre Anstrengungen auf die Bekämpfung des ISIL zu konzentrieren.“ 


    Bemerkenswert an dieser Erklärung ist dabei nicht nur der Umstand, dass es für die angeblichen zivilen Opfer russischen Eingreifens bislang keinerlei seriöse Belege gibt und die Vermutung naheliegt, dass es sich um eine der üblichen Propagandabehauptungen der einschlägig bekannten „Syrischen Beobachtungsstelle für Menschenrechte“ mit Sitz in London handelt, sondern auch die verharmlosende Formulierung „Opposition“ für ein Sammelsurium dschihadistischer Terrorgruppen unter der Führung des Al-Quaida-Ablegers Al-Nusra-Front. Offenbar handelt es sich dabei auch nach Auffassung der Bundesregierung um schützenswerte Gruppierungen, was allerdings kaum verwundert, da mit der Türkei, Saudi-Arabien und Katar gleich drei bekannte Unterstützerstaaten besagter Terrorgruppen unter den Unterzeichnern sind. Gemäß einem „Zeit“-Bericht investierte allein Katar bis Juni 2013 bis zu einer Milliarde Euro in die Unterstützung der Al-Nusra-Terroristen. 


    Wikipedia weiß zum segensreichen Wirken besagter Gruppierung folgendes zu berichten: „Seit spätestens November 2012 liegen übereinstimmende Berichte syrischer Flüchtlinge vor, dass die Nusra-Front gezielt Christen, darunter auch Oppositionelle, umbringt.“ Und weiter: „Am 11. Oktober 2013 veröffentlichte Human Rights Watch einen Bericht, nach dem die Nusra-Front zusammen mit mindestens 19 anderen bewaffneten Oppositionsgruppen vom 4. bis 18. August in ländlichen Gegenden des Gouvernements Latakia an organisierten Massakern beteiligt war, bei denen mindestens 190 Zivilisten getötet und über 200 als Geiseln genommen wurden; mindestens 67 seien in der Operation bei regierungstreuen Alawiten-Dörfern hingerichtet oder rechtswidrig getötet worden. Die fünf Gruppen, die diese Operation hauptsächlich finanziert, organisiert und ausgeführt hätten, seien Ahrar al-Scham, ISIS, Dschabhat an-Nusra, Dschaisch al-Muhadschirin wal-Ansar und Suqor al-Is.“ 


    Jeder auch nur einigermaßen Sachkundige weiß, dass es sich hierbei keineswegs um Einzelfälle handelt, sondern um das typische Vorgehen besagter dschihadistischer Terrorgruppierungen, deren Machtergreifung in Syrien zu einem Blutbad in kaum vorstellbaren Dimensionen führen würde. Russland geht nunmehr seit einigen Tagen gegen alle diese Gruppierungen militärisch vor und kann dabei offenbar erste Erfolge erzielen, was wohl der Hauptgrund für die Empörung der Unterzeichnerstaaten ist – auch angesichts des Umstandes, dass der vorgebliche Kampf der USA gegen den IS bislang zu keinerlei erkennbaren Resultaten geführt hat, was nicht nur Skeptiker der US-Politik zu der naheliegenden Schlussfolgerung bringt, dass er in Wirklichkeit gar nicht stattfindet. Der unbehelligte Vormarsch des IS auf Palmyra ist hierfür ein durchaus aussagekräftiges Indiz. 


    Bleibt die spannende Frage, was die Bundesregierung dazu veranlasst, sich mit den Komplizen und Waffenlieferanten von Christenmördern gemein zu machen, zumal dem Auswärtigen Amt die Position der syrischen Christen durchaus bekannt sein dürfte, deren Repräsentanten das russische Eingreifen begrüßen und als ein Zeichen der Hoffnung ansehen. In einem Exklusivinterview mit Radio Télevision Suisse (RTS), dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk für die Welschschweiz, sagte der Erzbischof von Aleppo, Jean-Clément Jeanbart, unter anderem, die russische Militärintervention gebe den Christen Syriens „neue Hoffnung“. „Ein Schritt, auf den wir von Seiten der westlichen Staaten seit Jahren vergebens warten“, so ein Assistent des Erzbischofs im Anschluss an das Interview. 


    Ein anderer christlicher Würdenträger geht sogar noch einen Schritt weiter: „Die westliche Propaganda“, so der syrisch-katholische Erzbischof Jacques Behnan Hindo von Hassakè-Nisibi in einem Interview mit der Nachrichtenagentur Fides, „redet weiterhin von gemäßigten Rebellen, doch die gibt es nicht: In der Galaxie der bewaffneten Gruppen sind die Soldaten der Syrischen Befreiungsarmee nur mit einer Lupe zu finden. Alle anderen, abgesehen vom IS, haben sich in der Al-Nusra-Front zusammengeschlossen, einem Ableger der al-Qaida in Syrien.” – „Dies alles ist sehr beunruhigend: Diese Supermacht protestiert 14 Jahre nach dem 11. September, weil die Russen die Milizen der al-Qaida in Syrien bombardieren. Was bedeutet das? Dass al-Qaida sich nun mit den USA verbündet hat, nur weil sie in Syrien anders heißt? Glauben sie wirklich, dass wir so wenig Intelligenz und Erinnerungsvermögen besitzen?“ 


    Dem ist eigentlich wenig hinzuzufügen außer vielleicht, dass man sich einmal mehr für eine Bundesregierung schämen muss, die die Christen und andere Minderheiten in der Region im Stich lässt und sich stattdessen öffentlich auf die Seite des klerikalfaschistischen Feudalregimes der Sauds stellt sowie einer türkischen Regierung, die selbst nach Auffassung eines ausnahmsweise kritischen Tagesschau-Kommentars „islamistische Mörderbanden mit Waffen versorgt“. So muss man dem Nobelpreis-Komitee beinahe dankbar sein, dass es die Komplizenschaft der Regierung Merkel mit den Paten des Terrors nicht auch noch mit einem Preis belohnt. Sicher war das keineswegs... 


    








   









29. Oktober 2015 


      


   






 Die Rache der Megaira oder wie man ein Land zerstört 


      


    Es gehört zu den Mysterien verhängnisvoller gesellschaftlicher Entwicklungen, dass die schlimmsten Heimsuchungen oftmals im Gewand vermeintlicher Harm- und Farblosigkeit der handelnden Akteure daherkommen, die deshalb zunächst nicht hinreichend ernst genommen werden. 


    Welcher CDU-Grande hätte wohl zu Beginn der 90er Jahre damit gerechnet, dass ausgerechnet „Kohls Mädel“, eine in jeglicher Hinsicht unspektakuläre Persönlichkeit mit dem Charisma einer Jugendherbergsleiterin, eines Tages unangefochtene Parteivorsitzende der CDU und Kanzlerin der Bundesrepublik Deutschland werden würde? Wahrscheinlich hätten sich die Herren ob dieser absurd anmutenden Vorstellung lachend auf die Schenkel geklopft, ein paar wenig schmeichelhafte Bemerkungen über das Aussehen der Jungpolitikerin dazugefügt und wären danach wieder zur Tagesordnung übergegangen. 


    Das Lachen dürfte den Herrschaften, sofern sie überhaupt noch in Amt und Würden sind, inzwischen gründlich vergangen sein, wie auch allen anderen, die die ehemalige FDJ-Sekretärin aus der märkischen Provinz für eine harmlose, aber streng loyale Parteisoldatin gehalten hatten. 


    Die zielgerichtete Perfidie, mit der sie ihren Gönner Helmut Kohl samt seinem Kronprinzen Wolfgang Schäuble unter dem Deckmantel „alternativloser“ Aufklärung vom Thron stieß, wäre einer Borgia würdig gewesen, ebenso wie die schrittweise Säuberung der Partei von allen Funktionsträgern, deren Ambitionen ihr möglicherweise hätten gefährlich werden können. Einzig die Methode hatte sie gegenüber den höfischen Intrigen des Mittelalters geändert, denn anstelle des Stiletts oder des Schierlingsbechers dienten nun die Medien als Instrument der gesellschaftlichen Vernichtung. Frau Merkels vertrautes Verhältnis zu Mediengewaltigen wie Friede Springer oder Liz Mohn kam ihr dabei ebenso zugute wie der Nimbus unbedarfter Rechtschaffenheit, der sie in der Öffentlichkeit nach wie vor umgab. 


    Auf diese Weise baute sie ihre Machtposition Schritt um Schritt aus und ersetzte die geschassten Politiker mit ergebenen Claqueuren vom Schlage eines Ronald Pofalla, die man in der DDR wohl abfällig als „Klatschaffen“ bezeichnet hätte. Das wurde in Partei und Öffentlichkeit zwar bemerkt, da die Wahlergebnisse der CDU aber weitgehend konstant blieben und der gesamtgesellschaftliche Schaden sich zunächst in Grenzen hielt, regte sich kaum offener Widerstand. 


    Das änderte sich nicht einmal, als die nunmehrige Kanzlerin und CDU-Alleinherrscherin Angela Merkel im Gefolge eines durch einen Tsunami ausgelösten AKW-Unfalls im fernen Japan plötzlich par ordre du mufti entschied, den mühsam ausgehandelten Atomkompromiss aufzukündigen und die friedliche Nutzung der Kernenergie in der Bundesrepublik Deutschland damit zu beenden. Was wirtschaftlich und sachlich einigermaßen hirnrissig und zudem standortgefährdend anmutet, war – das ist neidlos anzuerkennen – aus machtpolitischer Sicht ein fast schon genialer Schachzug. Sie manövrierte damit nicht nur die sonst auf jeder Erregungswelle reitenden Grünen aus, sondern präsentierte sich selbst auch noch als oberste Ökologin und Kernkraftbekämpferin, was ihr insbesondere im klassischen Milieu verbeamteter und sonstiger öffentlich bediensteter Klimarettungs- und Antiatomkraft-Aktivisten Sympathien und neue Wählerstimmen einbrachte. Kleingeistige Einwände wie der Hinweis auf die geringe Tsunami- und Erdbebengefahr hierzulande und den gleichzeitig vorangetriebenen AKW-Ausbau in fast sämtlichen Nachbarländern wurden dabei ebenso vom Tisch gewischt wie die wirtschaftlichen Folgekosten, die sich inzwischen auf den Billionenbereich zu bewegen. Aber was bedeuten schon Zahlen, wenn man den Bürger und Konsumenten problemlos per EEG-Gesetz zur Zahlung der Zeche verpflichten kann? Merkels Herz war rein, und die böse Strahlung hatte fortan draußen zu bleiben. Das hatte ja seinerzeit schon in Tschernobyl prima geklappt ... 


    Konnte man der Kanzlerin im Fall des überstürzten und wirtschaftlich verheerenden Atomausstiegs noch zugutehalten, auf eine von außen vorgegebene Situation reagiert zu haben, gibt es für die Einmischung in die inneren Angelegenheiten der Ukraine und die nachhaltige Beschädigung des Verhältnisses zur Russischen Föderation keinerlei Entschuldigung. Wer nach zwei verheerenden Weltkriegen mit längst noch nicht verheilten Wunden und jahrzehntelanger gegenseitiger atomarer Bedrohung während des Kalten Krieges ohne Not die bis dahin auf Interessenausgleich, Entspannung und wirtschaftliche Zusammenarbeit beruhende Ostpolitik über Bord wirft, ist entweder geschichtsvergessen oder potentiell selbstmörderisch, möglicherweise sogar beides. 


    Die unverfrorene Einmischung gerade der CDU (die nur noch von den antirussischen Tiraden der „grünen“ Soros-Mietlinge übertroffen wurde) über die Konrad-Adenauer-Stiftung in die inneren Angelegenheiten des fragilen Vielvölkerstaates Ukraine war von Anfang an auf den Sturz der Regierung Janukowytsch gerichtet. Millionenbeträge flossen so in die Unterstützung der UDAR-Partei des ehemaligen Preisboxers Klitschko, der seine demokratische Gesinnung unter anderem durch ein Bündnis mit der rechtsradikalen Swoboda-Partei und der Vaterlands-Partei der verurteilten Milliarden-Betrügerin Tymoschenko nachgewiesen hatte. Bundesdeutsche Politfunktionäre gaben sich auf dem Maidan die Klinke in die Hand, um gegen die frei gewählte Regierung der Ukraine zu hetzen, die die Unverfrorenheit besessen hatte, ein eindeutig gegen Moskau gerichtetes „EU-Assoziierungsabkommen“ vorläufig auf Eis zu legen. Diese Destabilisierungskampagne in Kooperation mit den USA und einigen ehemaligen Ostblockländern hatte schließlich den gewünschten Erfolg, als rechtsradikale Schlägertrupps die rechtmäßige Regierung stürzten und eine von Neonazis und Ultranationalisten durchsetzte Marionetten-Junta die Macht in Kiew usurpierte. Der Konflikt mit der eher russlandfreundlichen Bevölkerung in den östlichen Landesteilen war damit vorprogrammiert und führte zu einem blutigen Bürgerkrieg, dem Tausende von Zivilisten, Rebellen und Soldaten zum Opfer fielen.  


    Als Reaktion auf den Putsch in Kiew sicherte Russland daraufhin ein von der überwiegend russischstämmigen Bevölkerung der Krim organisiertes Referendum über den Anschluss der Halbinsel an Russland, das mit überwältigender Mehrheit angenommen wurde. Der Westen und insbesondere die Bundesregierung und ihre medialen Hilfstruppen inszenierten daraufhin eine beispiellose Propagandakampagne gegen Russland wegen der angeblichen „Annexion“ der Krim, obwohl sogar westliche Meinungsforschungsinstitute (unter anderem PEW) einräumen mussten, dass die Referendumsentscheidung mit überzeugender Mehrheit der örtlichen Bevölkerung getroffen worden war. Die Merkel-Regierung war es dann auch, die in Kumpanei mit den USA die Sanktionsspirale gegen Russland  gegen den Willen einiger anderer EU-Länder auf den Weg brachte, die zwar alle politischen Ziele verfehlte, der eigenen Exportwirtschaft aber enormen Schaden zufügte und Hunderttausende von Arbeitsplätzen vor allem in der mittelständischen Wirtschaft gefährdete beziehungsweise zerstörte. Gleichzeitig wurden Milliarden an Steuergeldern nach Kiew gepumpt, um das dortige Regime zu stützen, die landesüblich fast ausnahmslos in den Taschen krimineller Oligarchen landeten, die die Ukraine seit Jahr und Tag ausplündern. Merkel hatte also nicht nur die Beziehungen zu Russland ruiniert, sondern auch der eigenen Wirtschaft kaum wiedergutzumachenden Schaden zugefügt und mitgeholfen, die Ukraine in einen faschistoiden „failed state“ zu verwandeln, in dem der Nazi-Kollaborateur Stepan Bandera offiziell als Volksheld gefeiert wird. 


    Der Konflikt war noch nicht entschärft, als die Dauerkrise Griechenlands wieder von sich reden machte, diesmal mit der Gefahr des Staatsbankrotts, der gleichzeitig auch den Totalverlust der bis dahin im Rahmen der „Bankenrettung“ nach Athen gepumpten bundesdeutschen Steuergelder (etwa 100 Milliarden Euro) bedeutet hätte. Um diesen Tatbestand zu verschleiern, inszenierten Merkel und Schäuble daraufhin ein Ablenkungsmanöver beispielloser Perfidie, indem sie den Konflikt mit der neu gewählten Linksregierung Griechenlands bis an die Grenze der Zahlungsunfähigkeit eskalieren ließen, um schließlich medienwirksam Zugeständnisse zu erpressen, deren tatsächliche Budgetwirksamkeit bei nüchterner Betrachtung gegen Null konvergiert.  


    Ziel des Theaterdonners war jedoch einzig die Täuschung des einheimischen Publikums, das den Eindruck gewinnen sollte, die Bundesregierung verhandle tatsächlich im Interesse des Steuerzahlers, indem sie sich einem Schuldenschnitt vehement widersetzte. Nichts davon ist jedoch real, denn die in der Vergangenheit gewährten Kredite waren und sind unrettbar verloren, auch wenn sie weiterhin als vermeintliche Aktiva geführt werden. Bundesregierung und EU haben zwischenzeitlich sogar im Rahmen „alternativloser“ Rettungspakete weiter Milliarden nach Athen überwiesen und damit dem schlechten (weil bereits verlorenen) Geld gutes hinterhergeworfen. Im Wirtschaftsstrafrecht nennt man derartige Handlungen Untreue und Beihilfe zur Konkursverschleppung, in der Politik bleiben sie ungeahndet ... 


    Der zunehmende Migrationsdruck aus Nordafrika, dem arabischen Raum und dem Balkan sowie die miserablen Lebensumstände in den Flüchtlingslagern der Türkei und Jordaniens boten jedoch ideale Voraussetzungen für Merkel, sich nach dem eher rufschädigenden Griechenlandpoker als Europas Vorzeigemoralistin zu präsentieren und gleichzeitig Linke und Grüne kaltzustellen, indem sie sich selbst an die Spitze des Einwanderungs-Feldzugs gegen die eigene Bevölkerung stellte. Welcher Kommentator würde es wagen, „Mutti“ Courage angesichts medienwirksam präsentierter rehäugiger Flüchtlingskinder Vorwürfe ob ihrer Hochherzigkeit zu machen? Arglose Medienkonsumenten glauben daher bis heute, Merkels Haltung in der Einwanderungsfrage habe etwas mit Moral oder gar Mitgefühl zu tun. Dagegen sprechen jedoch sämtliche Fakten: 


    Der verheerende Terrorkrieg gegen Syrien dauert nun schon vier Jahre und wäre längst zu Ende, wenn der Westen und seine Verbündeten Saudi-Arabien und Türkei die Rebellen/Terroristen nicht weiterhin finanzieren und aufrüsten würden, um die Regierung Assad zu stürzen. Die Bundesrepublik beliefert das klerikalfaschistische Regime in Riad seit Jahr und Tag mit modernsten Waffen und hofiert die Regierung Erdogan, die ebenfalls die islamistischen Mörderbanden in Syrien unterstützt. Folglich „rettet“ Merkel Flüchtlinge, die es ohne die Einmischung des Westens gar nicht gäbe. 


    Der Kanzlerin dürfte zudem bekannt sein, dass nur etwa 30 Prozent der ins Land strömenden illegalen Einwanderer überhaupt Kriegs- oder Bürgerkriegsflüchtlinge sind, die wenigsten davon Frauen und Kinder, was wohl ein Novum in der Weltgeschichte der Flüchtlingsbewegungen darstellt. Folglich ist ihr auch bekannt, woher die meisten anderen stammen, nämlich aus Nichtverfolgerstaaten des Balkans und Nordafrikas. 


    Mit Hilfe gleichgeschalteter Medien – und ich verwende diesen Begriff keineswegs leichtfertig – haben es Merkel und ihre Entourage bislang geschafft, Sichtweisen und Sprachregelungen durchzusetzen, die der Realität hohnsprechen. So werden aus illegalen Einwanderern „Flüchtlinge“, aus Kritikern der Merkelschen Asylpolitik „Fremdenfeinde“ und aus Deserteuren, gescheiterten Milizionären, Glücksrittern und gewöhnlichen Kriminellen „Verfolgte“. Die vermeintliche Nachrichtenagentur dpa gibt dabei im Stil eines Orwellschen Wahrheitsministeriums die offiziellen Sprachregelungen vor, die von allen Mainstream-Medien strikt eingehalten werden. Wer diesen nicht folgen will oder sogar gegen die Regierungspolitik demonstriert, gehört folgerichtig zum „rechten Rand“ oder gar zu einem „braunen Mob“ und darf wahlweise als „Hetzer“, „Nazi“, „Rassist“ oder schlichtweg „Pack“ bezeichnet werden. Latrinenblätter wie „Bild“ oder Huffington Post kämpfen dabei mit gezielten Denunziationen an vorderster Front in einer Diktion, die an finsterste Zeiten gemahnt, und dies gewiss nicht unaufgefordert... 


    Niemand sollte weiterhin glauben, dass Merkel und ihre Berater die Kriminalitätsstatistiken nicht kennen und somit auch nicht die Zahlen, die der Vorsitzende des Bundes Deutscher Kriminalbeamter kürzlich thematisierte. Demnach werden zehn Prozent aller Asylbewerber straffällig, was bei einer geschätzten Zahl von einer Million Zuwanderern für 2015 zu einer sechsstelligen Zahl zusätzlicher Straftaten in Deutschland führen wird. Kurzum, Merkel weiß sehr wohl, was sie tut und welchen Schaden die innere Sicherheit dieses Landes selbst ohne spektakuläre Anschläge zwangsläufig nimmt. Dass zudem 80 bis 90 Prozent der illegal Eingewanderten auf dem Arbeitsmarkt nicht vermittelbar sind und folglich dem einheimischen Steuerzahler auf der Tasche liegen werden, ist ebenfalls ein offenes Geheimnis. 


    Somit stellt sich die finale Frage, welche Motivation die Bundeskanzlerin antreibt, der heimischen Energie- und Außenwirtschaft Schaden zuzufügen, die innere und äußere Sicherheit der Bundesrepublik zu gefährden und die sozialen, religiösen und gesellschaftlichen Strukturen dieses Landes sehenden Auges Verwerfungen auszusetzen, die durchaus existenzbedrohlich sind. 


    Kadavergehorsam gegenüber den USA, obschon eine Konstante in Merkels Kanzlerschaft, kann es allein nicht sein. In Washington interessiert man sich weder für die deutsche Kernkraftnutzung, noch hat man Interesse an einer Destabilisierung Deutschlands durch unkontrolliert ins Land strömende überwiegend moslemische Einwanderer, die letztlich auch ein Sicherheitsrisiko für die hiesigen US-Einrichtungen und Firmen darstellen. 


    Weshalb also das sture Festhalten der Kanzlerin an dieser desaströsen Politik? Ist es die Rache einer unterschätzten, oftmals gedemütigten und belächelten Politikerin an ihren Kritikern oder steckt dahinter ein noch tiefergehendes psychologisches Problem? Ich weiß es nicht, aber was ich bestimmt weiß, ist, dass jeder weitere Tag von Merkels Amtszeit diesem Land nachhaltigen und irreversiblen Schaden zufügt. Es ist Zeit, dagegen aufzustehen. Jetzt. 
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 Asylbewerber-Kriminalität: Die Erben Münchhausens ziehen blank 


      


    Die Verzweiflung bei Politik und Medien ob des Stimmungswandels in der Bevölkerung bezüglich des anhaltenden Zustroms illegaler Einwanderer (neudeutsch „Flüchtlinge“ oder gar „Schutzsuchende“) muss immens sein. Wie sonst wäre es zu erklären, dass man inzwischen nach dem letzten Strohhalm greift, der offenen, über alle verfügbaren Kanäle orchestrierten Propagandalüge? 


    Nahezu wortgleich verkünden sämtliche Medien von Spiegel Online über die „Süddeutsche Zeitung“ bis zur „Zeit“ Erstaunliches: „Flüchtlinge begehen in Deutschland nicht mehr Straftaten als die einheimische Bevölkerung. Das zeigt eine Analyse des Bundeskriminalamts.“ (Originalton Spiegel Online!) Das kommt überraschend und wäre tatsächlich geeignet, einige Besorgnisse der Bevölkerung aufgrund sich häufender „Einzelfälle“ zu zerstreuen. So es denn wahr wäre... 


    Das Problem ist nur: Es ist eine ebenso hanebüchene wie unverfrorene Lüge, und alle Beteiligten wissen das auch. Zumindest, wenn sie die Veröffentlichungen des Bundeskriminalamts, auf das sie sich heute berufen, und die Verlautbarungen des Bundes Deutscher Kriminalbeamter gelesen und verinnerlicht hätten, wovon man zumindest beim Innenminister Thomas de Maizière ausgehen sollte. Nichtsdestotrotz verkündet selbiger wohlgemut: „Insgesamt zeigen uns die derzeit verfügbaren Tendenzaussagen, dass Flüchtlinge im Durchschnitt genauso wenig oder oft straffällig werden wie Vergleichsgruppen der hiesigen Bevölkerung.“ Der Innenminister lässt sich dabei allerdings zur Sicherheit mit den erwähnten „Vergleichsgruppen“ ein Hintertürchen offen. Denn die Vergleichsgruppe einheimischer Drogendealer wird vermutlich sogar deutlich häufiger straffällig als der Durchschnitt der Zuwanderer. 


    Einzig sinnvoll ist aber nur der Vergleich der Kriminalitätsrate der bundesdeutschen Bevölkerung insgesamt mit jener der Asylbewerber, und der ist schnell geführt. Gemäß einschlägigen Statistiken (Quelle: statista.com) wurden im Jahr 2014 2.149.504 Tatverdächtige erfasst. Das sind bei einer Einwohnerzahl von 81,2 Millionen knapp 2,65 Prozent der Bevölkerung. In diesem Prozentsatz sind die Straftaten in Deutschland lebender Ausländer bereits enthalten. Wie verhält es sich demgegenüber mit der Kriminalitätsrate von Asylbewerbern? Interessanterweise gibt das heute triumphal von Spiegel Online veröffentlichte Zahlenmaterial des Bundeskriminalamts selbst die Antwort. Wenn knapp 600.000 zusätzliche Asylbewerber über 100.000 Straftaten verüben, dann liegt die Kriminalitätsrate deutlich über zehn Prozent.  Das korreliert mit den Aussagen von André Schulz, Vorsitzender des Bundes Deutscher Kriminalbeamter: „Die bisherigen Erkenntnisse aus dem Polizeialltag zeigen des Weiteren, dass rund zehn Prozent der Asylbewerber strafrechtlich auffällig werden und Taten aus dem Bereich der Eigentums-, Gewalt- und Drogendelikte begehen. Circa 15 Prozent der Täter fallen dabei mehrfach auf. Im Ergebnis werden diese Taten die Kriminalstatistik aller Voraussicht nach schon in diesem Jahr im sechsstelligen Bereich anwachsen lassen.“ Folglich werden Asylbewerber etwa viermal häufiger kriminell als der durchschnittliche Einheimische, was sich in den bundesdeutschen Qualitätsmedien jedoch ganz anders liest (siehe oben). 


    Wie nennt man doch gleich eine falsche Tatsachenbehauptung, liebe „Zeit“ (Überschrift: „Flüchtlinge sind nicht krimineller als Deutsche“), liebe „Frankfurter Rundschau“ (Überschrift: „Flüchtlinge sind so kriminell wie Deutsche“), liebe Deutsche Welle (Überschrift: „BKA: Flüchtlinge nicht krimineller als andere“)?  


    Den Vogel schießt allerdings die von Spöttern wohl nicht ganz zu Unrecht als „Prantl-Prawda“ bezeichnete „Süddeutsche Zeitung“ ab: „BKA: Flüchtlinge sind eher Opfer als Täter“ (!) Nun weiß ich nicht, wie Qualitätsjournalisten eine sechsstellige Zahl interpretieren, aber für mich liegt eine solche  schon einmal höher als 100.000. Das ist die Mindestanzahl der 2015 von Asylbewerbern in Deutschland verübten Straftaten! Die „Süddeutsche Zeitung“ behauptet also allen Ernstes, es gäbe mehr als 100.000 von Einheimischen an Flüchtlingen verübte Straftaten? Nur, dann wäre die Opferzahl von Flüchtlingen höher als die der Straftäter. Eine derart hanebüchene Behauptung wäre nicht einmal Baron von Münchhausen über die Lippen gekommen. 


    Angesichts der klaren und unbestreitbaren Fakten stellt sich als erste Frage: Für wie beschränkt halten bundesdeutsche Politiker und Medien das Publikum? Und zwangsläufig als zweite: Wieso empört man sich in Journalistenkreisen über den Begriff „Lügenpresse“, den man doch tagtäglich rechtfertigt? 


    Nachtrag: Die Hoffnung, dass angesichts der verheerenden Anschläge von Paris und der inzwischen bestätigten Tatsache, dass mindestens einer der Attentäter als „Flüchtling“ in die EU eingereist ist, ein gewisses Umdenken stattfinden würde, erwies sich als trügerisch. Es geht weiter mit klingendem Spiel dem Abgrund entgegen. 
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 Ohne jedes Maß: Ein Minister auf Abwegen 


      


    Zu einer der verhängnisvollsten Entscheidungen innerhalb der Regierungskoalition gehört aus Sicht des Rechtsstaates zweifellos die Ernennung des SPD-Politikers Heiko Maas zum Minister für Justiz und Verbraucherschutz. Dabei mangelt es im Kabinett Merkel durchaus nicht an fragwürdigen bis skurrilen Personalien, wie nicht zuletzt die Besetzung des Amtes des Bundesverteidigungsministers mit der bekannten Militärsachverständigen Ursula von der Leyen belegt, die dafür etwa die gleichen Voraussetzungen mitbringt wie Cindy aus Marzahn. 


    Maas dagegen hat immerhin Jura studiert und sollte daher durchaus in der Lage sein, rechtsstaatliche Grundsätze und Prinzipien wie das der Gewaltenteilung zu verinnerlichen und anzuwenden. Dass es mit letzterer in Deutschland nicht allzu gut bestellt ist, wird von der Richterschaft schon seit Jahrzehnten beklagt. So kritisierte Richter Udo Hochschild vom Verwaltungsgericht Dresden schon vor Jahren: „In Deutschland ist die Justiz fremdbestimmt. Sie wird von einer anderen Staatsgewalt – der Exekutive – gesteuert, an deren Spitze die Regierung steht. Deren Interesse ist primär auf Machterhalt gerichtet. Dieses sachfremde Interesse stellt eine Gefahr für die Unabhängigkeit der Rechtsprechung dar. Richter sind keine Diener der Macht, sondern Diener des Rechts. Deshalb müssen Richter von Machtinteressen frei organisiert sein. In Deutschland sind sie es nicht.“ 


    Wie als Beleg für diese These kam es im Sommer 2015 zum Eklat, als das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) Anzeige wegen Geheimnisverrats gegen Journalisten des Blogs Netzpolitik.org erstattete und die Bundesanwaltschaft nach erster Prüfung ein Ermittlungsverfahren gegen die beiden Netzpolitik-Blogger Markus Beckedahl und Andre Meister einleitete. Der mediale Aufschrei bei Bekanntwerden des Sachverhaltes ließ – wie stets bei Stichen ins Wespennest – nicht lange auf sich warten und nahm schließlich ein Ausmaß an, das den Bundesjustizminister zum Handeln animierte. Also entschied Maas aufgrund welcher Erkenntnisse auch immer, dass kein Geheimnisverrat vorliege, und als sich Generalbundesanwalt Range über diese Einmischung beschwerte, entließ er diesen kurzerhand! 


    Das empörte nicht nur die Richterschaft, sondern führte auch zu mehreren Strafanzeigen gegen Maas und Ermittlungen der Berliner Staatsanwaltschaft wegen des naheliegenden Verdachts der Strafvereitelung im Amt. Der Verein der Bundesrichter und Bundesanwälte am Bundesgerichtshof teilte durch die Bundesrichter Harald Reiter und Christian Tombrink in der ersten Pressemitteilung seit Gründung des Vereins mit, es bestünden „Anhaltspunkte für eine rechtswidrige Behinderung der Ermittlungen des Generalbundesanwalts“. Es sei der Eindruck entstanden, „dass in die laufenden prozessordnungsgemäßen Ermittlungen eingegriffen wurde, um ein bestimmtes – politisch gewolltes – Ergebnis zu erreichen, und zwar durch eine gezielte Steuerung der Beweisaufnahme“. Der Vorsitzende des Bundes Deutscher Kriminalbeamter, André Schulz, war der Ansicht, Maas habe „die Arbeit der Staatsanwaltschaft öffentlich diskreditiert und das Vertrauen in eine objektive Strafverfolgung beschädigt“. 


    Solcherart in Bedrängnis geraten,  erklärte das Justizministerium wenig glaubwürdig, es habe weder in der Vergangenheit noch in diesem Fall Weisungen an den Generalbundesanwalt erteilt. Über das weitere Ermittlungsverfahren entscheide dessen Behörde in eigener Zuständigkeit. Mit diesen Aussagen konfrontiert, sagte der Bundesrichter Tombrink: „Einer lügt. Entweder sagt der Generalbundesanwalt die Unwahrheit oder das Ministerium. Warum sollte der Generalbundesanwalt so etwas frei erfinden?“ 


    Spätestens zu diesem Zeitpunkt hätte Bundeskanzlerin Merkel Maas entlassen müssen, denn ein Justizminister, der das Prinzip der Gewaltenteilung in so eklatanter Weise missachtet und die gesamte Richterschaft brüskiert, ist eine untragbare Belastung für Amt und Rechtsstaat, zu dessen „Sicherung und Fortentwicklung“ der Bund gesetzlich verpflichtet ist. Natürlich geschah nichts dergleichen, denn Machterhalt und Koalitionsfrieden sind Frau Merkel von jeher wichtiger als rechtsstaatliche Grundsätze, mit denen die ehemalige FDJ-Sekretärin ohnehin ihre Probleme hat, wie ihr Verhalten im Umfeld der selbst verursachten Einwanderungskrise nachhaltig belegt. 


    Fassen wir also zunächst zusammen: Wir haben es mit einem Bundesjustizminister zu tun, der die Gewaltenteilung missachtet und nach Ansicht honoriger Richter sogar öffentlich die Unwahrheit sagt beziehungsweise sagen lässt. Das sollte eigentlich genügen, um fürderhin in der Öffentlichkeit sehr, sehr kleine Brötchen zu backen, aber Zurückhaltung oder gar Bescheidenheit sind Maas wesensfremd. 


    Möglicherweise hat der wackere SPD-Mann auch nicht verstanden, dass sein Amt kein geeignetes Podium für ideologisch motivierte Rundumschläge ist, sonst würde er sich nicht aufführen wie der Propagandaminister eines linkstotalitären Regimes. Wenn ausgerechnet ein Bundesjustizminister Andersdenkende als „Schande für Deutschland“ diffamiert, missbraucht er nicht nur sein Amt, sondern offenbart auch ein fragwürdiges Demokratieverständnis. Der Ex-Präsident des Bundesverfassungsgerichts, Hans-Jürgen Papier, sieht das wohl ähnlich, wenn er sich in der „Welt“ wie folgt äußert: „Ich will keine schulmeisterhaften Bewertungen vornehmen. Ich persönlich würde solche Bezeichnungen, wie sie der Justizminister verwendet hat, nicht benutzen. Es steht ja außer Frage, dass viele der Teilnehmer solcher Bewegungen wirklich aus der Mitte des Volkes kommen. Ich halte die Parolen von Pegida für falsch. Aber deswegen würde ich mir nicht anmaßen, diese Demonstrationen als schandhaft zu bezeichnen. In Deutschland herrschen Versammlungsfreiheit und Meinungsfreiheit. Man sollte auch irrige Meinungen, jedenfalls solange sie nicht gegen die Gesetze verstoßen, doch als Wahrnehmung von Grundrechten zur Kenntnis nehmen und tolerieren. Man kann Pegida natürlich kritisieren. Aber bei der Wortwahl sollte man vielleicht doch die demokratischen Rechte der Bürger achten.“ 


    Das ist zwar diplomatisch-zurückhaltend formuliert, aber dennoch ist der Vorwurf eines Verfassungsrechtlers an Herrn Maas, die demokratischen Rechte der Bürger zu missachten, eine schallende Ohrfeige für den Justizminister. 


    Doch dessen ideologisch motivierter Drang zur Volkspädagogik bleibt derweil ungebrochen. Sein neuestes Projekt ist die Bereinigung sozialer Medien von sogenannter „Hate Speech“, wozu der wackere Streiter für politische Hygiene eigens eine sogenannte „Task Force“ unter Beteiligung des Facebook-Managements und diverser linkslastiger Aktivistengruppen ins Leben rief. Zu diesem nicht nur juristisch fragwürdigen Unterfangen schreibt die ehemalige Bürgerrechtlerin Vera Lengsfeld, die im Unterschied zu Herrn Gauck diese Bezeichnung auch verdient, folgendes: „Justizminister Heiko Maas startete gar eine Initiative gegen ‚Hate Speech’ im Internet, worunter offensichtlich alles fällt, was Unbehagen über den gegenwärtigen Zustand von Politik und Medienberichterstattung äußert.  Als ‚Beraterin’ hat er sich ausgerechnet eine Frau engagiert, die selbst durch Hasstiraden in den sozialen Medien bekannt wurde und für die Amadeu-Antonio-Stiftung arbeitet, deren Vorsitzende eine ausgewiesene Inoffizielle Mitarbeiterin der Staatssicherheit war. In dieses Bild passt, dass der Mordaufruf gegen den Journalisten Roger Köppel, verbreitet vom sogenannten ‚Zentrum für politische Schönheit’, kofinanziert von eben jener Stiftung, offensichtlich nicht unter den Bann des Ministers fällt.“ 


    Und in der Tat lohnt es sich, einen genaueren Blick auf besagte Stiftung und deren Vorsitzende Anetta Kahane zu werfen, die als IM „Victoria“ jahrelang im Auftrag der Staatssicherheit ihre Mitmenschen bespitzelt hat und dabei nach Aussagen ihres Führungsoffiziers „ehrlich und zuverlässig“ berichtet und auch „Personen belastet“ habe. Doch auch nach der Wende stellte sich Frau Kahane sofort wieder in den Dienst selbsternannter Eliten und offenbart dabei ein bemerkenswertes Faible für umgekehrten (also gegen die hellhäutige Bevölkerungsmehrheit gerichteten) Rassismus. Unter anderem bezeichnet Frau Kahane es als „die größte Bankrotterklärung der deutschen Politik nach der Wende“, dass diese zugelassen habe, „dass ein Drittel des Staatsgebiets weiß blieb“ (Quelle: Wikipedia)! 


    Es darf als ausgeschlossen gelten, dass Herr Maas Frau Kahanes Vorgeschichte und ihre öffentlichen Äußerungen nicht kennt. Dass er sich dennoch nicht entblödet, besagte Dame und ihren Verein als Auftragsdenunzianten zur Facebook-Bereinigung anzuheuern, lässt nur den Schluss zu, dass ihm im Kampf um die politische Deutungshoheit jedes Mittel recht ist, auch wenn Rechtsstaatlichkeit und Anstand (zum Beispiel gegenüber den Opfern des SED-Regimes) dabei auf der Strecke bleiben. Inwieweit dieses Verhalten mit dem Amt eines Justizministers in einer Noch-Demokratie vereinbar ist, überlasse ich dem Urteil des Lesers. 
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    In diesem Jahr ereigneten sich in Deutschland mehrere Terroranschläge, der folgenreichste am 19. Dezember auf einen Weihnachtsmarkt auf dem Berliner Breitscheidplatz. 12 Menschen wurden dabei getötet, 55 zum Teil schwer verletzt. Anders als in Polen gab es in Deutschland keine öffentliche Gedenkveranstaltung, Politik und Behörden verhinderten sogar, dass die Opfer für die Öffentlichkeit Namen und Gesicht bekamen.  
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 Im Netz der Propagandalügen 


    Die Parallelwelt der Anja R. 


      


    Nachdem scheibchenweise das gesamte Ausmaß migrantischer Selbstverwirklichung in der Silvesternacht 2015/2016 offenbar wurde, das ja nicht nur Köln, sondern eine ganze Reihe von Städten (Hamburg, Bielefeld, Stuttgart, Nürnberg und andere) in Mitleidenschaft zog, sollte man eigentlich annehmen, dass die Geschehnisse den Propagandisten staatlich verordneter „Willkommenskultur“ zumindest peinlich wären. Schließlich belegen die massenhaften kriminellen Übergriffe ja genau das Gegenteil des von dieser Klientel zuvor gebetsmühlenhaft Postulierten. 


    So stammt von einer gewissen Anja Reschke, medial gefeiert als Jeanne d’Arc der politischen Moral hierzulande, zum Beispiel der interessante Satz: „Es gibt kein signifikantes Beispiel dafür, dass ausländische Männer mehr vergewaltigen als inländische.“ Kleingeister könnten einwenden, dass der Satz unabhängig vom Wahrheitsgehalt mehr als nur unglücklich formuliert ist, denn Beispiele gibt es inzwischen zuhauf, während die Dame vermutlich statistisch gesicherte Belege meinte. Aber wir wollen nicht kleinlich sein. Die Behauptung stand nun einmal im Raum, und so konnte es im Gefolge der Silvester-Übergriffe nicht ausbleiben, dass sich zumindest ein Teil des Publikums daran erinnerte und Reschke mit der eigenen Aussage konfrontierte. 


    Daraufhin ging die Spezialistin für volkspädagogische Ermahnungen nicht etwa in sich oder entschuldigte sich gar für ihre Aussage, sondern gab wiederum öffentlich folgendes zu Protokoll: „Dieser Satz war nicht erfunden, nicht ideologisch gefärbt, nicht von der Regierung oder dem Sender vorgegeben, sondern dieser Satz beruhte auf Fakten, die wir bei Panorama recherchiert hatten, und auf Aussagen der deutschen Kriminalpolizei.“ Welche „Fakten“ dies dann allerdings genau waren, ließ die eloquente Dame offen, was allerdings kaum verwundert, denn es gibt keine, es sei denn, man betrachte die Verlautbarungen gehorsamsverpflichteter Staatsdiener als Tatsachen. 


    Für das Gegenteil der Reschkeschen Behauptung existiert dagegen eine Vielzahl von Belegen, die unter anderem in den Statistischen Jahrbüchern der letzten Jahre aufgeführt sind. In besagten Zahlenwerken liegt der Anteil an ausländischen Tatverdächtigen beim Delikt Vergewaltigung konstant bei etwa 30 Prozent und damit um ein Mehrfaches höher als der Bevölkerungsanteil. Folgt man der Argumentation des Teams Reschke, dann sind solche statistischen Aussagen jedoch „kriminalistischer Unfug“ (Originalformulierung aus dem entsprechenden Forum), da das BKA selbst Rückschlüsse auf die tatsächliche Kriminalitätsentwicklung verneine.  


    Nun spricht es nicht unbedingt für die fachliche Kompetenz des BKA, wenn es die eigenen Zahlen in Frage stellt, denn es stünde ihm ja jederzeit frei, dem Publikum aussagefähigere Statistiken zu präsentieren, was es jedoch – offensichtlich aus gutem Grund – nicht tut. Selbst wenn man jedoch den Frauenanteil aus besagter Statistik (Bevölkerungsanteil) eliminiert, bleibt der Anteil ausländischer Täter dennoch deutlich höher als der einheimischer Männer. Dazu kommt ein verfälschender Effekt, den BKA und Reschke gleichermaßen verschweigen, nämlich der, dass eingebürgerte Migranten natürlich nicht als ausländische, sondern als deutsche Tatverdächtige erfasst sind, was bei entsprechender Bereinigung genau das Gegenteil des politisch Erwünschten zum Resultat haben würde, nämlich eine dramatische Erhöhung des Anteils an Tatverdächtigen mit Migrationshintergrund! 


    Nicht umsonst verweist Alice Schwarzer, der Rechtslastigkeit ebenso unverdächtig wie rassistischer Anwandlungen, auf die Aussage von Polizisten, dass 70 bis 80 Prozent aller Vergewaltigungen in Köln von Türken begangen werden. 


    Aber selbst wenn man die hiesigen Statistiken einmal außen vor lässt und sich stattdessen mit den Heimatländern der von Merkel und ihrem Gesinde so großzügig ins Land Geladenen beschäftigt, gibt es keinerlei Anlass, den Reschkeschen Einlassungen auch nur einen Funken Realitätsgehalt zuzubilligen. Denn die Situation der Frauen in so gut wie allen afrikanischen und arabischen Staaten (also den Herkunftsländern der Asylheischenden) ist bezüglich des Schutzes vor sexuellen Übergriffen und Vergewaltigungen dramatisch schlecht. Nachlesen kann man dies im Detail zum Beispiel in den Veröffentlichungen von Womanstats.org, einem wissenschaftlichen Projekt, das sich mit der Lage der Frauen weltweit befasst. In den entsprechenden Karten sind die genannten Staaten allesamt tiefrot gekennzeichnet, was in der Kurzbeschreibung bedeutet: „Vergewaltigung ist vorherrschend.“ In der Karte „Weighted Relative International Rape Scale“ (Gewichtete relative internationale Vergewaltigungsskala) mit Bewertungen von eins (gut) bis zehn (extrem schlecht) sind in den relevanten Herkunftsländern ausschließlich Werte von acht bis zehn hinterlegt. 


    Diese statistisch belegten Tatsachen sind Reschke und ihrem Rechercheteam offensichtlich entgangen, oder die Dame geht davon aus, dass sich umwelt- und erziehungsgeprägte Verhaltensweisen mit Überschreiten der inzwischen nur noch theoretisch existenten bundesdeutschen Staatsgrenze automatisch zum Besseren wenden beziehungsweise in ihr Gegenteil verkehren, wofür es allerdings keinerlei Anzeichen gibt. 


    Man könnte es allerdings auch härter formulieren: Die realitätsfernen und ideologisch motivierten Verharmlosungen und Propagandalügen der politisch-medialen Kaste hierzulande haben mit dazu beigetragen, dass sich Mädchen und Frauen in diesem Land in falscher Sicherheit wiegten und somit den massenhaften sexuellen Übergriffen in der Silvesternacht hilf-, wehr- und schutzlos gegenüberstanden. Ich würde mir wünschen, dass Protagonisten wie Reschke gezwungen wären, den Opfern (auch jenen der sich inzwischen häufenden vollendeten Vergewaltigungen durch „Südländer“) in die Augen zu schauen. 
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